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Wohnungsbesitzer sollen animiert werden, Wohnraum nicht anderweitigzu nutzen

Von Bettina Dostal

ezahlbarer Woh¡¡aum istB knapp irr Regensburg. Es ist
deshalb nicht unerheblich,

dass die Zahl der Ferienwohnungen
in der Stadt wächst und dem Markt
Wohnraum entzieht. Jetzt hat die
Verwaitung im Stadtplanungsaus-
schuss Zah-len vorgelegl. Außerdem
wurde gegen dre Stimmen von ÖDP
und FDP eine Zweckentfremdungs-
satzung vérabschiedet. Damit wird
eine Nutzung von Wohnraum in an-
derer 'Weise mit einem Bußgeld
bestraft.

Auch präventi9 um
Wohnraum zu erhalten
Die Verwaltr¡ng sieht darin aber

auch ein präventives Instnrment.
Wohnungsbesitzer sollen animiert
werden, ih¡en Woh¡raum weiterhin
auf dem freien lVohnungsmarlrt zur
Verftigung zu stellen. Eine Zweck-
entfremdung liegt dann vor, wenn
mehr als die Hälfte des Wohnraums
für gewerbüche oder berufliche
Zwecke genutzt werden.

Für die Umsetzring der Zweck-
entfremdungssatzung werden im
Stadtplanungsamt drei neue Stellen
geschaffen.

Die Erfassung von Ferienwoh-
nungen ist grundsãtzlich schwierig,
weil die Betreiber von Angebots-
plattformen nicht zur Auskr.rnft ver-
pfuchtet sind, schreibt die Stadt in
der Verwaltr.rngsvorlage. Seit 2014
steigt die Zahl der an Feriengäste
vermieteten Wohnungen kontinu-
ierlich. Wei-l die Recherche haupt-
sâchlich über das Internet verlief,
konnte oft kei¡e konkrete Ad¡esse
festgestellt werden. Auch war nicht
nachvolÞiehbar, für welchen Zeit-
raum eine Wohnung verfügbar ist.
Airbnb gab als lVlarldftlhrer mit 90
Prozent aller lfbernachtungsange-
bote fi.iLr das Jah¡ 201? an, dass in
Regensburg 15 Prozent des Gesamt-
angebotes mehr als 180 Tage im
Jahr zur Verftigung standen. Fü¡
weniger als 30 Tage boten 3? Pro-
zent alle Vermreter ihre Räume an.

Der größte Teil der Ferienwohnungen liegt im Altstadtbe¡eich. toto: Nopper

privat tinanzierten. Dadurch, dass
Leerstä¡de nicht berücksichtigt
wti¡den, sei die Du¡chschlagshaft
geschwächt. Bei dem hohen Perso-
nalei¡satz, den die Kontrolle der
Satzung erfordere, sollte auch opti-
mal gearbeitet werden. Du¡ch die
nicht im Detaiì ausgearbeiteten
Formulierungen, könnten zahlrei-
che Schlupfl öcher entstehen.

Wi¡tschaftsreferent Dieter Da-
mì-nger entgegnete, Leerstände sei-
en du¡chaus enthalten, weil ei¡
Handlungsansatz bestehe, wenn
eine Wohnung mehr als d¡ei Monate
leer steht. Es würden nur die f¡ei fi-
nanzierten Wohnungen benicksich-
tigt, weiì die andere HälJte die öf-
fentlich gefördetten Wohnungen
seien, die sowieso einer starken
Kontrolle unterlägen. Der Flalrti-
onsvorsitzender der SPD, Dr. Klaus
Rappert sagte, es sei ein lrrglaube,
dass die Satzung klarer werde,
,,wenn man noch ein paar Sätze da-
zuschreibt". Die Satzung sei ei¡r
Signal. Und auch ein Mittel gegen
spekulativen Leerstand.

Die ùbrigen liegen, bezogen auf den
Vermietungszeitraum, verteilt da-
zwischen. Es sei deshalb nicht ein-
deutig festzustellen, heißt es in der
Verwaltungsvorlage, wie viele Woh-
nungen tatsächlich dauerhaft dem
lVohnungsmarlct entzogen sind. Ob
die Wohnung deshalb oicht ganz-
jährig vermietet war, weil sie zu den
andercn Zeiten selbst genutzt wur-
de oder ledigüch nicht gebucht
wu¡de, låsst sich ohne dauerhafte
lfbenvachr:ng der Buchungskalen-
der (Testbuchungen) oder der kon-
kreten Wohnu¡gen nicht feststellen.
Die Betreiber der Angebotsplattfor-
men si¡d nicht zur Auskunft ver-
pflichtet.

Das Amt für Stadtentwicklung
hat im Jahr 2014 1ã0 komplett vér-
mietete Ferienwohnu¡gen und im
Mai 2016 dann 201 Ferienwoh¡un-
gen für das gesamte Stadtgebiet ge-
zåihlt. 2018 waren es bereiis 3?6.
Das entspricht einem Anteil von 0,6
Prozent aller vernieteten Wohnun-
gen. Davon befinden sich 218 Woh-
nungen im Altstadtbereich. Das

heißt, Ferienwohnungen haben dort
einen A¡rteil von knapp 2,4 Ptozent
der Wohnei¡heiten.

Ferìenwohungen
meist in der Altstadt
Der FDP-trtaktionsvorsitzende

Horst Meierhofer sprach sich ent-
schieden gegen die Zweckentfuëm-
dungssatzuag aus. Dadurch würde
es kein plus an vermieteten Woh-
nungen geben. Ferienwohnungen
seien meist in der Altstadt, wo die
Mieten hochpreisig sind. Das Pro-
blem sei außerhalb vemachlässig-
bar. Zudem werde es {rir die Immo-
bilienwirtschaft immer weniger lu-
krativ, zu investieren, je mehr Vor-
gaben gemacht würden.

DarauJ sagte Dagmar Schmidl
(CSU), die Zweckenttremdr:ngssat-
zung sei kei¡e Entscheidung gegen
Investoren. Mietwohm.rngsbau müs-
se sích rentieren. Der Flaktionsvor-
sitzende der ÖDP, Benedikt Suttner,
liriiisierte, dass nicht alle Wohnun-
gen erfasst wtiLrden, sondern nu¡ die


